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1 Strom nordkoreanischer Bot

schaftsflüchtlinge reißt nicht 

ab

Nachdem bereits Ende Mai mehrere 

Nordkoreaner erfolgreich in die süd

koreanische Vertretung in Beijing ge

langt und dort um politisches Asyl 

und Ausreise nach Südkorea nachge

sucht hatten, gelang es trotz deutlich 

verschärfter Sicherheitsvorkehrungen 

im Botschaftsviertel auch am 6. und 9. 

Juni weiteren Personen auf dem süd

koreanischen Botschaftsgelände Zu

flucht zu finden. Die chinesische Re

gierung hatte von der südkoreanischen 

Vertretung daraufhin verlangt das ih

rige dazu zu tun, künftig derartige 

Vorkommnisse zu verhindern. Ein er

neuter Vorfall dieser Art Mitte Ju

ni führte dann schließlich zu einem 

Eklat.

Am 13. Juni war es einem Mann aus 

Nordkorea und seinem minderjährigen 

Sohn gelungen, vorbei an chinesischen 

Wachleuten in das etwa einen Kilo

meter von der südkoreanischen Bot

schaft entfernt gelegene Konsulatsge

bäude einzudringen, um dort um Asyl 

zu bitten. Während der Junge in 

südkoreanischem Gewahrsam in dem 

Konsulat verblieb, gelang es chinesi

schen Sicherheitskräften, seinen Vater 

unter Anwendung körperlicher Gewalt 

aus dem Konsulatsgebäude zu holen 

und von der zu Hilfe gerufenen Poli

zei gegen den Widerstand von Mitar

beitern der südkoreanischen konsulari

schen Vertretung arrestieren zu lassen. 

Über mehrere Tage hinweg blieb der 

eigentliche Hergang des Ereignisses 

ungeklärt, da widersprüchliche Schil

derungen von chinesischer und süd

koreanischer Seite verbunden mit ge

genseitigen Anklagen im Raume stan

den und die chinesischen Behörden die 

Übermittlung von Bildmaterial über 

den Vorfall ins Ausland untersagten 

und in einem Fall auch aktiv unter

banden.

Zugetragen hatte sich offensichtlich 

Folgendes: Nachdem enteckt worden 

war, dass es sich bei dem Vater und 

seinem Sohn um Nordkoreaner han

delte, die sich offensichtlich in das 

Konsulatsgebäude absetzen wollten, 

um ihre Ausreise nach Südkorea zu 

erzwingen, drangen Angehörige eines 

„privaten“ chinesischen Wachdienstes, 

dem die Bewachung des Gebäudes ob

liegt, in das Konsulatsgebäude ein und 

wurden in der Visaabteilung des nord

koreanischen Mannes habhaft. Dieser 

wurde abgeführt und im Wachhaus 

auf öffentlichem Straßenland festge

halten, bis herbeigerufene Polizeikräf

te eintrafen. Nach chinesischer und 

von koreanischer Seite letztlich unwi

dersprochener Darstellung waren die 

von chinesischer Seite zur Bewachung 

des Botschaftsviertels außerhalb des 

südkoreanischen Konsulats stationier

ten Bediensteten einer Wachfirma von 

den vom Konsulat selbst beschäftig

ten chinesischen Wachen herbeigeru

fen worden und daraufhin in das Kon

sulatsgebäude eingedrungen.

Südkorea interpretierte dieses Verhal

ten als Verletzung des exterritorialen 

Status seines Konsulates durch China, 

da es sich bei den Wachen um Ange

stellte einer Regierungsbehörde hand

le und deren Einsatz unter der Auf

sicht des chinesischen Außenministe

riums stattfinde. Es handle sich bei 

diesem Wachdienst demnach um ein 

halboffizielles chinesisches Organ der 

chinesischen Regierung. Die entspre

chenden diplomatischen Proteste von 

südkoreanischer Seite verbunden mit 

der Forderung nach einer offiziellen 

Entschuldigung der chinesischen Re

gierung waren die unabwendbare Fol

ge. Aus dem chinesischen Außenmi

nisterium erfolgte die Zurückweisung 

dieses Protestes. Die Angehörigen des 

Wachdienstes hätten korrekt gehan

delt, schließlich hätte es sich bei den 

Eindringlingen auch um Terroristen 

handeln können, vor denen ausländi

sche Diplomaten zu schützen die Auf

gabe der Wachmannschaften sei.

Nachdem der nordkoreanische Mann 

aus dem Konsulatsgebäude gewalt

sam entfernt worden war, sollte er 

von der chinesischen Polizei abgeführt 

werden. Mehrere südkoreanische Kon

sulatsbedienstete versuchten dies zu 

verhindern, indem sie eine Kette bil

deten und sich den Polizeikräften in 

den Weg stellten, gegen die gewalt

same Festnahme des Nordkoreaners 

auf dem Konsulatsgelände protestier

ten und die Herausgabe des Mannes 

verlangten. Die chinesischen Polizei

kräfte setzten körperliche Gewalt ge

gen die südkoreanischen Diplomaten 

ein, um den nordkoreanischen Mann 

abzuführen. Von Stößen und Schlä

gen war die Rede und mindestens ei

nem Südkoreaner wurde ins Gesicht 

geschlagen, während ein weiterer zu 

Boden ging.

Südkorea legte auch gegen dieses Vor

gehen der chinesischen Polizei Pro

test ein, während ein Sprecher des 

chinesischen Außenministeriums da

von sprach, die südkoreanischen Dip

lomaten hätten die chinesische Polizei 

bei der Ausübung ihrer Pflichten be

hindert und hätten sich eines Verhal

tens befleißigt, das in eklatantem Wi

derspruch zu ihrem Status als Diplo

maten stehe.

Noch während des diplomatischen 

Tauziehens, das sich um das weitere 

Schicksal sowohl der sich in der Bot

schaft und im Konsulat Südkoreas be

findenden Nordkoreaner als auch des 

in chinesischem Gewahrsam befindli

chen nordkoreanischen Mannes in den 

folgenden Tagen zwischen Beijing und 

Seoul entspann und von gegenseiti

gen Schuldvorwürfen, Anschuldigun

gen und Entschuldigungsforderungen 

begleitet wurde, gelang es trotz weiter 

verschärfter chinesischer Sicherheits

vorkehrungen weiteren Nordkoreanern 

in die diplomatische Vertretung Süd
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koreas zu gelangen und dort ebenfalls 

um Asyl nachzusuchen.

Während China kategorisch die Aus

lieferung aller Botschaftsflüchtlinge, 

darunter auch zwei in der kanadi

schen Botschaft, forderte, bemühte 

sich Südkorea um deren Ausreise in 

einen Drittstaat, um ihnen danach ei

ne Einreise nach Südkorea zu ermög

lichen. Eine Lösung für die aktuell 

in ausländischen Botschaften befindli

chen Nordkoreaner deutete sich an, als 

die chinesische Regierung am 21. Ju

ni zunächst der Ausreise einer schwan

geren Nordkoreanerin zustimmte, die 

sich in der südkoreanischen Botschaft 

aufhielt.

Am 23. Juni wurde schließlich der ge

samten inzwischen auf 26 Personen 

angewachsenen Gruppe von Nordko

reanern, die sich zu diesem Zeitpunkt 

in ausländischen Vertretungen in Bei

jing aufhielten, und auch dem am 13. 

Juni bei seinem Versuch gescheiter

ten Mann, die Ausreise über die Phi

lippinen und Singapur nach Südkorea 

ermöglicht. Diese Lösung war offen

sichtlich in Konsultationen zwischen 

dem chinesischen Außenminister Tang 

Jiaxuan und seinem südkoreanischen 

Amtskollegen Choi Sung-hong gefun

den worden, die am Rande des ersten 

Asia Cooperation Dialogue in Cha- 

Am in Thailand stattgefunden hatten. 

Tang war bei seinem Gesprächspart

ner offensichtlich durchaus auf Ver

ständnis für die chinesische Haltung 

gestoßen, dass man es nicht zulas

sen könne, ausländische diplomatische 

Vertretungen zu Kanälen für illega

le Ein- und Ausreise werden zu las

sen. So mehren sich auch in Südko

rea selbst die Anzeichen dafür, dass 

man dem Phänomen der nordkorea

nischen Botschaftsflüchtlinge zuneh

mend kritisch gegenüber steht. Sowohl 

in der Öffentlichkeit als auch in der 

Regierung scheint sich die Einschät

zung durchzusetzen, dass derartige 

Vorfälle weder dem Verhältnis zu Chi

na noch den erwünschten Verhand

lungen um eine Normalisierung mit 

Nordkorea zuträglich sind. Insgesamt 

beschränkt sich die Bereitschaft zur 

Aufnahme nordkoreanischer Flücht- 

linge/Migranten/Überläufer auf der 

Seite der südkoreanischen Regierung 

offenbar auf medienwirksame Fälle, 

während insgesamt eine eher reservier

te Haltung vorherrscht. So traf ein

Sprecher des chinesischen Außenmi

nisteriums ins Schwarze, als er in ei

nem Kommentar polemisch erklärte, 

Südkorea solle doch seine Grenzen öff

nen, wenn es bereit sei, alle nordkorea

nischen Asylsuchenden aufzunehmen.

In einer gemeinsamen chinesisch-süd

koreanischen Erklärung, die die Aus

reise der Botschaftsflüchtlinge ermög

lichte, bezeichneten beide Seiten den 

Vorfall am 13. Juni als „unglücklichen 

Zwischenfall“. Ebenfalls beide Regie

rungen artikulierten ihr Bedauern da

rüber, dass chinesische Sicherheits

kräfte im Zusammenhang mit der ge

waltsamen Entfernung des nordkorea

nischen Flüchtlings in die südkorea

nische Vertretung vorgedrungen wa

ren und südkoreanische Diplomaten 

angegriffen hatten. Von der zunächst 

von Südkorea explizit und vehement 

eingeforderten chinesischen Entschul

digung war keine Rede mehr. Viel

mehr konnte das chinesische Außenmi

nisterium in einer Stellungnahme er

klären, die Volksrepublik China ha

be derartige Probleme immer auf der 

Grundlage der relevanten Bestimmun

gen des internationalen und des chi

nesischen Rechts sowie im Geist der 

Humanität behandelt. Die südkorea

nische Regierung erklärte das Ver

handlungsergebnis damit, dass man 

zu der Einsicht gelangt sei, dieser 

Vorfall solle nicht zu einer Schwä

chung der zukunftsorientierten süd

koreanisch-chinesischen Beziehungen 

führen. (Yonhap, 6.6.02, nach BBC 

PF, 7.6.02; Yonhap, 7.6.02, nach 

BBC PF, 8.6.02; Yonhap, 10.6.02, 

nach BBC PF, 11.6.02; Yonhap, 

13.6.02, nach BBC PF, 14.6.02; 

IHT, 14.6.02; ST, 14.6.02, 15.6.02; 

WSJ, 14.6.02; XNA, 16.6.02; Kyodo, 

17.6.02, nach BBC PF, 18.6.02; Kyo

do, 22.6.02, nach BBC PF, 23.6.02; 

SCMP, 19.6.02, 24.6.02; Yonhap,

22.6.02, nach BBC PF, 23.6.02; Yon

hap, 23.6.02, nach BBC PF, 24.6.02; 

Yonhap, 24.6.02, nach BBC PF, 

25.6.02; ZXS, 19.6.02, nach BBC PF, 

20.6.02; FT, 21.6.02) -kg-

2 Die SCO — noch das, was Chi

na wollte?

Seit dem 7. Juni 2002 und der an 

diesem Tag in St. Petersburg erfolg

ten Unterzeichnung der gemeinsamen 

Charta ist die Shanghai Cooperation

Organisation (SCO) nun auch zu ei

ner Regionalorganisation mit forma

lem internationalen Status im Sin

ne des Völkerrechts geworden. Ob 

dies der multilateralen Kooperation 

zwischen den Mitgliedsstaaten Chi

na, Russland, Kasachstan, Kirgistan, 

Tadschikistan und Usbekistan tat

sächlich den Schwung geben wird, den 

die unterzeichnenden Staatsmänner in 

St. Petersburg vollmundig beschwo

ren, darf angesichts der internationa

len Entwicklungen seit dem Septem

ber des vergangenen Jahres allerdings 

bezweifelt werden.

Durchaus unterschiedlich ist die Per

spektive der sechs beteiligten Staaten. 

Zwar beschworen auf dem Gipfeltref

fen von St. Petersburg alle den so ge

nannten Geist von Shanghai, der sich 

durch gegenseitiges Vertrauen, Koope

ration etc. auszeichne, doch auch aus 

der gemeinsamen Charta, die die zu

künftige legale Grundlage der Arbeit 

der Organisation bilden soll, sprechen 

deutlich unterschiedliche Zielsetzun

gen der Unterzeichnerstaaten.

So heißt es zunächst recht allgemein, 

die Organisation sei gegründet wor

den, um gegenseitiges Vertrauen und 

Freundschaft zwischen den Staaten zu 

fördern, Kooperation zu stärken, Frie

den und Stabilität in der Region zu 

sichern und die wirtschaftliche, gesell

schaftliche und kulturelle Entwicklung 

der Mitgliedsstaaten voranzutreiben. 

Die transnationale Bekämpfung von 

Terrorismus, Extremismus und Sepa

ratismus und der Aufbau von gemein

samen zwischenstaatlichen Strukturen 

und Mechanismen stehen dabei be

kanntlich seit 1996 im Vordergrund.

Die Charta widmet sich jedoch auch 

Fragen der wirtschaftlichen Koopera

tion. Kurzfristig sollen hier Koopera

tionsprojekte in den Bereichen Trans

portwesen, Energieerzeugung, Wasser 

sowie Ausbeutung und Transport von 

mineralischen Energieträgern im Vor

dergrund stehen. Während also insbe

sondere China, das bislang 40% sei

nes jährlichen Erdölbedarfs im Aus

land deckt und davon zwei Drittel 

aus dem Nahen Osten per Tankschiff 

bezieht, erhebliches Interesse an der 

Erschließung und Nutzung der rei

chen Erdöl- und Erdgasvorkommen 

der zentralasiatischen Staaten in sei

ner unmittelbaren Nachbarschaft hat, 

genießt für die Kooperationspartner
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Kasachstan, Tadschikistan, Kirgistan 

und Usbekistan der Aufbau der eige

nen Infrastruktur Priorität.

In bilateralen Gesprächen, die der chi

nesische Präsident Jiang Zemin am 

Rande des Gipfels mit seinen Amts

kollegen der anderen Mitgliedsstaaten 

führte, wurde dieser Eindruck noch 

bestätigt. Insbesondere der tadschiki

sche Präsident Rachmonow erklärte, 

sein Land baue auf die neuen Mög

lichkeiten der Kooperation mit China 

im Hinblick auf Infrastrukturprojekte 

in Tadschikistan. Auch der usbekische 

Präsident Karimow legte das größte 

Gewicht auf die Zusammenarbeit mit 

China in Wirtschaft und Handel.

Hinsichtlich der Kernaufgaben der Or

ganisation erklären die Mitgliedsstaa

ten in der Charta der SCO, es sei von 

besonderer Wichtigkeit, eine gemein

same Anti-Terror-Politik im Rahmen 

der Vereinten Nationen und auf der 

Grundlage des Völkerrechts zu formu

lieren - eine deutliche Kritik an dem 

Vorgehen der USA im Rahmen der Al

lianz gegen den Terrorismus.

Das engere Zusammenrücken Russ

lands mit den USA und der NATO 

findet sich in dem Dokument nur indi

rekt wieder. Keine Rede ist nunmehr 

von einer gemeinsamen ablehnenden 

Haltung gegenüber NMD oder der ein

seitigen Aufkündigung des ABM-Ver

trags durch die Vereinigten Staaten. 

Vielmehr wird die bilaterale Vereinba

rung zwischen Russland und den USA 

zur „Reduzierung strategischer Offen

sivwaffen“ ausdrücklich als wichtiger 

Schritt auf dem Weg zur nuklearen 

Abrüstung begrüßt. Der kleinste ge

meinsame Nenner, auf den man sich in 

diesem Kontext nun offensichtlich nur 

noch verständigen konnte, ist die in 

der Charta festgehaltene Ablehnung 

einer Ausdehnung der Rüstung auf 

das Weltall.

Hinsichtlich des sicherheitspolitischen 

Verhältnisses zueinander heißt es le

diglich, die Mitgliedsstaaten werden es 

vermeiden, die Stabilität und den Frie

den in der Region negativ zu beein

flussen, während sie andererseits voll

ständige Freiheit in der Wahl der Mit

tel zur Bewahrung der Sicherheit des 

eigenen Landes besitzen. Dabei ist 

jedem Mitgliedsstaat auch die Mög

lichkeit jeglicher Form der Kooperati

on mit anderen Staaten unbenommen. 

Nicht nur Russland, auch die zentral

asiatischen Staaten, in deren Grenzen 

die USA seit Ende letzten Jahres so

wohl militärisch als auch wirtschaft

lich überaus präsent sind, dürften an 

der entsprechenden Formulierung in 

der SCO-Charta großes Interesse ge

habt haben.

Aufschlussreich war in diesem Zu

sammenhang besonders eine Aussa

ge des usbekischen Präsidenten Ka

rimow, der dem russischen Präsiden

ten Putin für seinen Erfolg gratulier

te, die USA und die NATO enger an 

Russland gebunden zu haben. Kari

mow warnte die anderen Mitglieds

staaten der SCO, die Organisation 

werde nur erfolgreich sein, wenn alle 

Mitglieder die veränderte Weltlage ak

zeptierten und entsprechend handel

ten - eine Aufforderung nicht zuletzt 

an China, sich hinsichtlich der ame

rikanischen Truppenpräsenz und des 

Einflusses der USA nicht nur in Us

bekistan der Kritik zu enthalten und 

dies als Faktum hinzunehmen.

Nachdem sich die Organisation bereits 

nach dem terroristischen Angriff in 

den USA und der nachfolgend initiier

ten weltweiten Bekämpfung des Ter

rorismus seit dem September letzten 

Jahres selbst in ihren selbstgewählten 

Kernaufgaben als zahnloser Tiger er

wiesen hatte und China den mühsam 

aufgebauten Einfluss in seinem Hin

terhof in Zentralasien wieder vollstän

dig zu verlieren drohte, ist auch jetzt 

weiter zweifelhaft, ob die Kooperati

on in der SCO für China die Früch

te wird tragen können, die man in 

Beijing erwartete. Die Einrichtung des 

Sekretariats der Organisation in Bei

jing hat bislang wenig mehr als sym

bolische Bedeutung, da die nunmehr 

festgelegten formalen Strukturen erst 

noch mit Leben erfüllt werden müssen. 

Ob hier jedoch viel mehr entstehen 

wird als dies auch bilaterale Beziehun

gen auf wirtschaftlichem Gebiet so

wie hinsichtlich der Zusammenarbeit 

in der Bekämpfung grenzüberschrei

tender Kriminalität erbringen könnte, 

darf zum gegenwärtigen Zeitpunkt be

zweifelt werden.

Dennoch ist nicht zu leugnen, dass 

die VR China in die Schaffung ei

nes positiven Umfeldes für die SCO 

weit mehr getan hat, als dies an

sonsten in der chinesischen Außenpo

litik üblich war. Die Befriedung sei

ner schwachen Westgrenzen und die

Sicherung nahe gelegener Vorkommen 

fossiler Energiequellen bezahlte Chi

na denn auch mit erheblichem Entge

genkommen in Territorialfragen. Wohl 

nicht zuletzt um die SCO und die chi

nesische Kooperation mit Zentralasi

en nicht vollends zu leeren Worthülsen 

werden zu lassen, verzichtete China in 

einem Grenzabkommen mit Kirgistan 

auf 70% seiner ursprünglich gegen das 

Land erhobenen territorialen Ansprü

che. Mit nur 1.000 von beanspruch

ten 28.000 km2 im Pamirgebirge gab 

sich die VR China in den Verhandlun

gen mit Tadschikistan zufrieden. An

gesichts des mit den Demütigungen 

der chinesischen Geschichte des 19. 

Jahrhunderts erklärbaren Dogmas der 

chinesischen Außenpolitik hinsichtlich 

der Unverletzbarkeit von Territorium 

und Souveränität, mutet dieser Ver

zicht auf territoriale Ansprüche gera

dezu wie ein Paradigmen wechsel an.

Derartig große politische Investitionen 

müssen sich daher auch auszahlen, so 

die inhärente Logik. So war es denn 

auch Jiang Zemin, der auf dem St. 

Petersburger Gipfeltreffen am vehe

mentesten für die Forcierung von Ak

tivitäten im neugeschaffenen rechtli

chen Rahmenwerk der SCO eintrat. 

Er rief dazu auf, nunmehr die vor

gesehenen Mechanismen und Institu

tionen aufzubauen, die Einheit und 

die Kooperation der SCO-Mitglieder 

zu stärken und dabei sowohl im Hin

blick auf die regionale Sicherheit als 

auch auf die Wirtschaft insbesondere 

das durch geographische Nähe, Res

sourcenreichtum und komplementäre 

Wirtschaftsstrukturen gegebene Po

tenzial voll auszuschöpfen. Wirtschaft 

und Sicherheit seien, so Jiang in sei

ner Rede, zwei Bereiche, die sich in 

der zwischenstaatlichen Zusammenar

beit gegenseitig verstärkten und kom

plementär wirkten.

So könnte sich der Fokus der SCO 

in der Zukunft durchaus von der 

von chinesischer Seite intendierten en

gen politischen Zusammenarbeit hin 

zu einem auf die Schaffung positi

ver wirtschaftlicher Rahmenbedingun

gen in der Region ausgerichteten Ko

operationsmechanismus verlagern. In 

diese Richtung gingen bereits perspek

tivische Äußerungen des kasachischen 

Präsidenten Nasarbajew, der am Ran

de des Gipfeltreffens betonte, es sei 

durchaus im Interesse seines Landes, 

wenn zukünftig aus der SCO eine Frei
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handelszone in Zentralasien entstehe. 

(WSJ, 7.6.02; Xinhua, 7.6.02, nach 

BBC PF, 9.6.02; Xinhua, 7.6.02, nach 

BBC PF, 10.6.02; Interfax, 7.6.02, 

nach BBC PF, 9.6.02; NZZ, 8./9.6.02; 

FAZ, 21.6.02) -kg-

3 Aufrüstung in der Taiwan- 

Straße

Nachdem Taiwan lange Zeit der welt

weit größte Abnehmer von Rüstungs

gütern war, übernimmt nun die VR 

China seit dem Jahr 2000 diese Rol

le. Beide Länder gaben während der 

vergangenen fünf Jahre allein mehr als 

20 Mrd. US$ für Rüstungsgüterimpor

te aus. Der jüngste Kauf auf Seiten 

der VR China fand erst Anfang Juni 

statt. Die russische Regierung stimm

te einem Gesuch aus Beijing nach dem 

Kauf von acht Unterseebooten der Ki

lo-Klasse zu, die innerhalb der nächs

ten fünf Jahre ausgeliefert werden sol

len.

Internationale Kommentatoren inter

pretieren diese Aufstockung des chine

sischen Bestands von bislang bereits 

vier U-Booten dieses Typs als einen 

weiteren Schritt im Wettrüsten zwi

schen Taiwan und China. Die kürzlich 

zwischen Beijing und Moskau besiegel

te U-Boot-Lieferung im Wert von 1,6 

Mrd. US$ ist nur ein Teil der Verein

barung, in deren Rahmen China da

rüber hinaus neben der Bewaffnung 

der Unterseeboote mit dem Schiffab

wehrraketensystem Klub-S im Laufe 

der nächsten Jahre auch zwei wei

tere Zerstörer der Sovremenny-Klas- 

se, Flugabwehrraketen des Typs S300 

PMU2 sowie 40 Jagdbomber des Typs 

30MKK in einem Gesamtwert von et

wa 4 Mrd. US$ von Russland beziehen 

wird.

Mit der Aufrüstung und der Mo

dernisierung im Bereich der Flotte 

wird eine chinesische Strategie deut

lich, die sich spätestens seit 1996 he

rausgebildet hat. Damals hatte im An

schluss an einen chinesischen Raketen

abschuss vor Taiwan ein Flugzeugträ

ger der US-Streitkräfte demonstrativ 

Stellung in der Taiwan-Straße bezogen 

und damit den amerikanischen Willen 

zum Schutz der Inselrepublik bekun

det. Seither hat die VR China in ihrer 

Absicht, eine Wiedervereinigung des 

chinesischen Festlands mit der als ab

trünnig angesehenen Provinz Taiwan 

notfalls auch durch den Einsatz mi

litärischer Mittel herbeizuführen, ei

ne doppelgleisige Strategie entwickelt. 

Neben dem Ausbau des Drohpotenzi

als gegen die Insel mittels derzeit ca. 

400 Raketen, die entlang der chinesi

schen Küste in Fujian stationiert sind, 

sind auch die Invasionskräfte bereits 

deutlich verstärkt worden.

Mit dem Aufbau insbesondere der 

inzwischen mit 100 Unterseebooten 

(die geplante Lieferung eingeschlos

sen) größten derartigen Flotte in Asi

en, wird es der Volksrepublik darüber 

hinaus möglich sein, eine effektive See

blockade gegen das vom Außenhan

del abhängige Taiwan zu errichten und 

des Weiteren im militärischen Kon

fliktfall auch ein Eingreifen amerikani

scher Flottenverbände zu verhindern. 

So weit die Strategie. Diese wird aus 

Sicht von Beobachtern jedoch frühes

tens im Jahr 2005 greifen, da erst für 

dieses Jahr - eine lineare Entwicklung 

auf der Basis der aktuellen Situation 

vorausgesetzt - der bislang bestehende 

militärische Status quo zwischen Tai

wan und China zugunsten der Volks

republik fallen wird.

Zusätzlich handelt es sich aus chi

nesischer Sicht um eine Rechnung 

mit mehreren Unbekannten. Zunächst 

wird der jetzt besiegelte Ankauf der 

russischen U-Boote dahingehend in

terpretiert, dass sich das chinesische 

U-Boot-Programm, das seit den neun

ziger Jahren mit israelischer Unter

stützung läuft, in einer technischen 

Krise befindet. Bereits Mitte der 

neunziger Jahre hatte sich bei Pro

totypen aus diesem Programm ge

zeigt, dass insbesondere die starke Ge

räuschentwicklung der Schiffe eine zu 

große Verwundbarkeit durch einfache 

Ortung bedeutet hätte. Danach wa

ren offensichtlich umfangreiche schiff

bauerische Veränderungen vorgenom

men worden, die - so die Spekulation 

im Zusammenhang mit dem jetzigen 

U-Boot-Kauf - nicht die gewünsch

ten Erfolge erbracht haben dürften. 

Ein modernes Unterseeboot aus chi

nesischer Produktion dürfte demnach 

auch in der absehbaren Zukunft nicht 

zur Verfügung stehen. Dies ist für 

die chinesische Militärführung umso 

schmerzlicher, als die Mehrzahl der 

Schiffe ihrer U-Boot-Flotte hoffnungs

los veraltet ist und auf ein sowjeti

sches Design der sechziger Jahre zu

rückgeht.

Auch die Eingliederung neuerer russi

scher U-Boote hat sich jedoch als nicht 

unproblematisch erwiesen, so amerika

nische Militärexperten. Neben Schwie

rigkeiten aufgrund ungenügender Aus

bildung der chinesischen Mannschaf

ten sind es vor allem die Batterien die

ses Schiffstyps, die große Störanfällig

keit aufweisen sollen. Hinzu kommt, 

dass bis zum heutigen Tage alle grö

ßeren Wartungs- und Reparaturarbei

ten an den Schiffen in Russland durch

geführt werden. Auch die Bewaffnung 

der neu bestellten U-Boote mit Anti- 

Schiffsraketen mit einer Reichweite 

von 225 km stellt aus amerikanischer 

Sicht zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

keine ernsthafte Bedrohung ihrer Flot

tenoperationen in Asien dar. Sinnvoll 

eingesetzt werden könnten die Klub- 

S Raketensysteme erst, wenn chinesi

sche U-Boot-Besatzungen in der Lage 

wären „über den Horizont zu schau

en“. Zu dieser Aufklärung und Ziel

anpeilung über größere Strecken be

darf es des koordinierten Einsatzes 

von Schiffen, Flugzeugen und Satelli

ten, an dem es der Volksrepublik Chi

na aus amerikanischer Sicht jedoch 

bislang mangelt.

Damit ist ein weiterer Schwachpunkt 

der chinesischen militärischen Mo

dernisierung benannt. Im Rahmen 

der Anstrengungen zur Trennung von 

Wirtschaft und Militär im Laufe der 

vergangenen Jahre sind in China zwar 

durchaus zukunftsträchtige Unterneh

men aus dem militärisch-wirtschaft

lichen Komplex hervorgegangen, auf

grund der Ausrichtung auf markt

wirtschaftliche Erfordernisse konzen

trieren sich diese Unternehmen jedoch 

meist stark auf den zivilen Markt - 

die Entwicklung militärischer Produk

te geriet dabei nicht selten ins Hinter

treffen.

Auch Taiwan, dem die Volksrepu

blik China verstärkte separatisti

sche Tendenzen vorwirft, und dessen 

Schutzmacht USA sehen den chinesi

schen Militäranstrengungen anderer

seits nicht tatenlos zu. Dem Bekennt

nis des US-Präsidenten Bush zur Ver

teidigung Taiwans auch unter Anwen

dung von Gewalt folgten auch Zusa

gen für die Ausrüstung der taiwanesi- 

schen Streitkräfte mit modernen Waf

fensystemen, um das Gleichgewicht 

der Abschreckung an der Taiwan-Stra

ße zu erhalten. Sollten all diese Zusa

gen auch tatsächlich eingehalten wer-
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len - woran Z’ durchaus ange

bracht ist - so .. mit es sich um 

las größte Waifengeschäft zwischen 

len Vereinigten Staaten und Taiwan 

seit 30 Jahren. Unter den zugesagten 

Rüstungsgütern befinden sich 12 P- 

3C Flugzeuge zur Bekämpfung von U- 

Booten, vier Zerstörer der Kidd-Klas- 

se, 30 Angriffshubschrauber des Typs 

AH-64D Apache, Langstreckenradar

systeme und Patriot III Raketen.

Hinsichtlich der Taiwan ebenfalls von 

den USA versprochenen acht konven

tionell angetriebenen U-Booten ist be

reits davon auszugehen, dass eine Lie

ferung nicht zustande kommen wird. 

In den USA selbst wird dieser Schiffs

typ bereits seit Jahren nicht mehr 

gebaut, und sowohl Deutschland als 

auch die Niederlande, die über der

artige Unterseeboote verfügen, haben 

bereits erklärt, dass weder ihre Blau

pausen noch die Schiffsbauunterneh

men dieser Länder für einen solchen 

Deal zur Verfügung stehen werden.

Parallel zu den Einkäufen auf dem in

ternationalen Markt für Kriegsmate

rial untermauern Taiwan und China 

ihre Einschätzung der Lage durch die 

Ausweitung ihrer eindeutig gegen die 

möglichen militärischen Ambitionen 

der jeweiligen Gegenseite gerichteten 

Militärmanöver. Während die chine

sische Armee und Flotte im Rahmen 

zunehmend komplexerer Manöver die 

Invasion Taiwans und die gleichzei

tige Blockade und Abwehr amerika

nischer Flottenverbände probt, die

nen die taiwanesischen Manöver ent

sprechenden Abwehrstrategien. Insbe

sondere auf taiwanesischer Seite stieg 

die reine Zahl solcher Militärübungen 

von jährlich ganzen 47 noch zu Zei

ten der Guomindang-Regierung unter 

der Präsidentschaft Chen Shuibians 

erheblich an. Seit seiner Amtsüber

nahme im Jahr 2000 wurden allein 

mehr als 300 solcher Manöver durch

geführt.

Erst im Mai wurde mit dem jähr

lich stattfindenden „Han Kuang“-Ma- 

növer das bislang größte seiner Art 

in der Geschichte der Inselrepublik 

durchgeführt. 42 Tage lang standen 

alle Aspekte der Landesverteidigung 

auf dem Plan. Einen Qualitätssprung 

stellte hierbei in diesem Jahr die erst

malige direkte Einbeziehung von US- 

Offizieren in die Planung, Organi

sation und Durchführung der Mili-
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tärübungen dar, deren Ziel es war, 

auch die Interaktion taiwanesischer 

und amerikanischer Verbände zu trai

nieren und die Informationsmechanis

men zwischen den Streitkräften bei

der Länder zu überprüfen. Interes

santerweise blieb zu diesem Vorgehen 

die ansonsten in derartigen Zusam

menhängen übliche lautstarke Kritik 

aus Beijing praktisch aus. (HB, 4.6.02; 

Sing Tao Jih Pao online, 10.6.02, 

nach FBIS, 14.6.02; ST, 14.6.02; IHT, 

25.6.02; CNAT, 26.6.02, nach BBC 

PF, 27.6.02; WSJ, 28.6.02) -kg-

4 China in der deutschen Asi- 

enpolitik

Am 25. Juni stellte die deutsche Bun

desregierung ihr neues Asienkonzept 

der Öffentlichkeit vor. Neben Japan 

bildet China einen deutlichen Schwer

punkt der deutschen Strategie, mit 

der die Bundesregierung nach eigener 

Aussage innerhalb der Europäischen 

Union eigene Akzente für ein stärke

res politisches Engagement in dieser 

Weltregion setzen will.

Die grundlegenden Aussagen inner

halb des Gesamtkonzepts sind wohl 

die Formulierungen, in denen es erst

mals deutlich heißt, Deutschland habe 

eigene nationale Interessen in der Re

gion, und auf Entwicklungen in Asien, 

die potenziell globale und damit auch 

Auswirkungen auf die deutschen Be

lange hätten, auf die Deutschland Ein

fluss geltend machen müsse. In diesem 

Zusammenhang wird im Falle Chinas 

als primäres Anliegen der deutschen 

Außenpolitik die Bemühung um eine 

verstärkte Integration der wirtschaft

lich und politisch rasch an Gewicht 

gewinnenden Volksrepublik China ge

nannt. Durch Dialog soll insbesondere 

ein Prozess gefördert werden, in des

sen Rahmen China überzeugt werden 

soll, als Regionalmacht in Asien und 

Ständiges Mitglied im Sicherheitsrat 

der Vereinten Nationen mehr Verant

wortung für regionale Stabilität und 

Weltfrieden zu übernehmen als das 

bislang der Fall ist.

Als wichtige Säulen der deutschen 

Chinapolitik gelten die Verbesserung 

der Menschenrechtslage, die Auswei

tung der wirtschaftlichen Zusammen

arbeit, die Entwicklungszusammenar

beit, die Umweltpolitik und die Wis

senschafts- und Hochschulkoopearti-

Juni ZUUJ

on. Im Zusammenhang mit der er

wünschten Verbesserung der Men

schenrechtslage soll der deutsche Ein

fluss offensichtlich nicht durch me

dienwirksame öffentliche Anprange

rung der Defizite, sondern vielmehr 

durch Dialog auf Expertenebene, ins

besondere aber auch über den als 

erfolgreich bezeichneten Rechtsstaats

dialog geltend gemacht werden.

Zu den Politikfeldern, in denen sich 

negative Entwicklungen in China glo

bal und damit potenziell auch auf 

Deutschland auswirken können, zählt 

die Bundesregierung den Umwelt

schutz aber auch das destabilisierende 

Potenzial der Ausweitung des inner

chinesischen Entwicklungs- und Wohl

standsgefälles. Während hier die deut

sche Entwicklungspolitik ihren Bei

trag leisten soll, werden die Problem

themen Terrorismus, grenzüberschrei

tende Kriminalität einschließlich des 

Drogen-, Waffen- und Menschenhan

dels sowie der illegalen Migration aus 

der nationalen Politik weitgehend aus

gelagert und dem Verantwortungsbe

reich der EU-Außenpolitik zugeschrie

ben.

Das Regionalkonzept Ostasien der 

Bundesregierung, in dem die Zielset

zung der deutschen Politik für China 

enthalten ist, kann im Internet un

ter http://www.auswaertiges-amt.de/ 

www/de/infoservice/download/pdf/ 

asien/ostasien.pdf nachgelesen wer

den. (FAZ, 26.6.02) -kg-

5 Deutschland wird Zielland

des chinesischen Auslands

tourismus

Mit der Unterzeichnung eines Memo

randums durch den deutschen Wirt

schaftsminister Müller und den Vorsit

zenden der Staatlichen Chinesischen 

Tourismusbehörde, Sun Gang, fanden 

mehr als zweijährige bilaterale Ver

handlungen am 1. Juli in Beijing ih

ren vorläufigen Abschluss. Seit diesem 

Datum besitzt Deutschland als ers

tes Land der Europäischen Union den 

von der chinesischen Regierung verlie

henen so genannten „Approved Desti

nation Status“ (ADS), der es chine

sischen Staatsbürgern offiziell ermög

licht, an rein touristischen Gruppen

reisen in das betreffende Land teil

zunehmen. In Westeuropa war bisher

http://www.auswaertiges-amt.de/
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nur Malta anerkanntes Ziel des chine

sischen Auslandstourismus.

Obwohl bislang sowohl von chinesi

scher als auch von deutscher Seite rein 

touristische Aufenthalte von Chine

sen in Deutschland offiziell nicht ge

stattet waren, entwickelte sich in den 

letzten Jahren ein beständig wach

sender Strom chinesischer Pauschal

touristen nach Deutschland - offiziell 

als Geschäfts- und Delegationsreisen 

bezeichnet. Den Stellenwert und das 

Potenzial des chinesischen Auslands

reisemarktes für die deutsche Touris

musbranche kann man unschwer da

ran erkennen, dass China im vergan

genen Jahr gemessen an der Zahl von 

ca. 500.000 Hotelübernachtungen in 

Deutschland zum drittgrößten Über

seemarkt nach den USA und Japan 

avancierte. Da chinesische „Geschäfts

reisen“ im Rahmen von Gruppenrei

sen in der Regel jeweils mehrere euro

päische Länder besuchen und sich im 

Schnitt wenig mehr als zwei Tage in 

Deutschland aufhalten, geht man für 

2001 von einer Zahl von 236.000 Rei

senden aus China aus - Verwandten

besuche nicht mitgerechnet.

Knackpunkte in den bilateralen Ver

handlungen waren lange Zeit die Art 

und der Stellenwert der geplanten Ver

einbarung, die Auswirkungen auf an

dere EU- und Schengen-Staaten und 

nicht zuletzt Fragen der irregulä

ren Immigration und der Rückfüh

rung illegaler chinesischer Einwande

rer. Hinsichtlich der Auswirkungen auf 

die Schengen-Region wurde eine ur

sprünglich diskutierte Beschränkung 

des Visums auf Deutschland offen

sichtlich nicht umgesetzt. Lediglich 

der Zusatz ADS soll nun auf dem 

deutschen Sichtvermerk für chinesi

sche Touristen, die nach dieser bilate

ralen Vereinbarung nach Deutschland 

reisen, den besonderen Status kenn

zeichnen. Dem Vernehmen nach ste

hen auch andere Staaten der EU und 

auch die EU-Kommission in Verhand

lungen mit der chinesischen Regierung 

über die Gewährung des Approved 

Destination Status.

Hinsichtlich der Frage, wie dem 

Missbrauch touristischer Gruppenrei

sen nach Deutschland durch illega

le Immigration zu begegnen sei, die 

insbesondere dem deutschen Innen

ministerium das größte Kopfzerbre

chen bereitete, wurde festgelegt, die 

chinesische Seite werde dafür sorgen, 

dass die Reisegruppen geschlossen ein- 

und ausreisen werden. Sollten Teil

nehmer an Gruppenreisen illegal in 

Deutschland verbleiben, soll eine um

gehende Zusammenarbeit der beteilig

te Reiseagenturen mit den zuständi

gen chinesischen und deutschen Be

hörden eine schnellstmögliche Rück

führung der betroffenen Personen er

möglichen. Einzelheiten werden je

doch noch in bilateralen Gesprächen 

zwischen den zuständigen Ministerien 

geklärt werden.

Auf chinesischer Seite sind zukünftig 

für die Organisation von touristischen 

Auslandsreisen autorisierte Reiseun

ternehmen, deren Zahl zwischen 65 

und 100 schwankt, für die Abwicklung 

von Gruppenreisen nach Deutschland 

zuständig. Auf deutscher Seite soll 

nach chinesischem Willen ebenfalls ei

ne Liste potenzieller Partnerreisebü

ros für das Incoming-Geschäft aufge

stellt werden. Diese Liste wird der 

Deutsche Industrie- und Handelskam

mertag auf der Grundlage von Inte

ressenbekundungen aller Reiseagentu

ren führen, die nach geltendem Recht 

in Deutschland tätig sein können, 

was auch Anbieter aus anderen EU- 

Ländern einschließt. (Bundesministe

rium für Wirtschaft und Technologie, 

1.7.02, 8.7.02) -kg-

6 Ungewisse Zukunft der mi

litärischen Zusammenarbeit 

mit den USA

Während sich sowohl der Stellver

tretende chinesische Außenminister 

Wang Yi als auch der amerikanische 

Außenminister Powell im Gespräch in 

Washington am 24. Juni auf gegen

seitige Komplimente über die positive 

Rolle des jeweils anderen Staates hin

sichtlich der Bewahrung der Stabilität 

beschränkten, standen wenige Tage 

später in Beijing handfeste Interessen 

auf der Tagesordnung. Zunächst aber 

schmeichelte Powell seinem chinesi

schen Gesprächspartner mit der For

mulierung, die USA wünschten sich, 

dass China seine Rolle hinsichtlich der 

Wahrung der regionalen Stabilität in 

Asien spiele. Die Vereinigten Staaten, 

so Powell weiter, sähen die Volksre

publik China als Kooperationspartner 

an und verträten die Ansicht, beide 

Seiten sollten ihre Differenzen durch

Dialog und Zusammenarbeit beilegen. 

Wang Yi beschränkte sich gleicherma

ßen diplomatisch auf die Aussage, Chi

na begrüße die positive und konstruk

tive Rolle, die die USA hinsichtlich der 

Wahrung von Frieden, Stabilität und 

Entwicklung in Asien gespielt hätten.

Nur wenige Tage darauf besuchte 

mit Peter W. Rodman (Assistant 

Secretary) der höchstrangige Vertre

ter des US-Verteidigungsministeriums 

seit der Flugzeugkollision über dem 

Südchinesischen Meer am 1. April 

2001 China zu offiziellen Gesprä

chen. Offiziell mit der Aufgabe be

traut, Möglichkeiten einer Verbesse

rung der bilateralen Beziehungen mit 

China im militärischen Bereich auszu

loten, sprachen Vertreter des ameri

kanischen Verteidigungsministeriums 

unverblümt davon, es gehe dabei in 

erster Linie darum, den bialteralen 

militärischen Austausch stärker zu 

Gunsten der USA auszurichten, die 

bislang vergeblich auf mehr Transpa

renz und Entgegenkommen der chine

sischen Seite gewartet hatten.

In einem Gespräch mit Chi Hao- 

tian, stellvertretender Vorsitzender 

der Zentralen Militärkommission, Ver

teidigungsminister und Staatsratsmit

glied, unterbreitete Rodman am 27. 

Juni den Wunsch seiner Regierung, 

den bilateralen Austausch zwischen 

den Streitkräften beider Länder stär

ker zu fördern. Von seinem chinesi

schen Gesprächspartner musste sich 

der Vertreter der Vereinigten Staaten 

jedoch sagen lassen, die militärischen 

Beziehungen hätten während der ver

gangenen zwei Jahre ein Auf und Ab 

erlebt, das wesentlich auf das Ver

halten der USA zurückzuführen sei. 

Die Vereinigten Staaten müssten hier 

Verantwortung übernehmen. Ansons

ten sei die Volksrepublik China jedoch 

durchaus an einer weiteren Entwick

lung der Beziehungen auch auf mili

tärischem Gebiet interessiert, solange 

diese sich in die Entwicklung der all

gemeinen bilateralen Beziehungen ein

fügen und den Prinzipien der Gleich

heit, des beiderseitigen Vorteils und 

des Vertrauens folgten.

Über konkretere Ergebnisse der Ge

spräche wurde nichts bekannt. Unter

dessen gab es nur einen Tag nach dem 

offiziellen Gespräch zwischen Rodman 

und Chi in Beijing einen erneuten 

Bericht über einen engen militäri- 
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sehen Kontakt zwischen China und 

den USA. Nur 15 Monate nach der 

Kollision über dem Südchinesischen 

Meer begegneten sich im internatio

nalen Luftraum vor der chinesischen 

Küste nördlich von Taiwan wiede

rum chinesische Abfangjäger des Typs 

F-7 und eine Spionagemaschine der 

amerikanischen Seestreitkräfte. Über 

mehrere Minuten flogen die chinesi

schen Piloten im Abstand von nur 45 

m einen Parallelkurs. Zu einem Zwi

schenfall kam es allerdings nicht. (Xin

hua, 25.6.02, nach BBC PF, 26.6.02; 

SCMP, 27.6.02; Xinhua, 27.6.02, nach 

BBC PF, 28.6.02; XNA, 28.6.02; ST, 

28.6.02) -kg-

7 Einigung mit Japan über 

Schiffswrack

Nach monatelangem diplomatischen 

Tauziehen um das nach japanischem 

Beschuss am 22. Dezember letzten 

Jahres vor der chinesischen Küste ge

sunkene Schiff, von dem Japan vermu

tet, es habe sich um ein nordkoreani

sches Spionage- oder Schmugglerboot 

gehandelt, wurde nun Ende Juni zwi

schen China und Japan Einvernehmen 

über die Bergung des Wracks herbei

geführt.

Demnach ist die japanische Seite, die 

ein erhebliches Interesse an einer zügi

gen Bergung noch vor dem Beginn der 

diesjährigen Taifunsaison hatte, nun

mehr berechtigt, das Wrack unter chi

nesischer Aufsicht zu heben. Über den 

Fortgang der Aktion und auch über 

die Ergebnisse der Untersuchung des 

Schiffs hat die japanische Regierung 

China ständig zu unterrichten.

Ein bislang zwischen China und Ja

pan noch völlig ungeklärter Punkt 

sind die Kompensationszahlungen, die 

chinesische Fischer von der japani

schen Regierung dafür verlangen, dass 

sie aufgrund der ständigen Anwesen

heit von Schiffen der japanischen Küs

tenwache seit Dezember letzten Jah

res ihrer Arbeit nicht mehr im übli

chen Maße nachgehen konnten und da

her erhebliche Einkommenseinbußen 

zu verzeichnen hatten. Dem Verneh

men nach verlangt die chinesische Re

gierung in diesem Zusammenhang von 

Japan mehrere hundert Millionen Yen. 

Japan ist jedoch prinzipiell nicht be

reit zu Ausgleichszahlungen, die un

ter der Bezeichnung Entschädigung 

laufen. Während die chinesische Seite 

nach der Erteilung der Genehmigung 

zur Bergung des Schiffes davon sprach, 

Verhandlungen über japanische Kom

pensationszahlung für die Verluste der 

chinesischen Fischer würden fortge

setzt, dementierte die japanische Au

ßenministerin Kawaguchi Gespräche 

über japanische finanzielle Kompensa

tionen. (ZXS, 27.6.02, nach BBC PF, 

28.6.02; Kyodo, 6.6.02, nach BBC PF, 

7.6.02; Kyodo, 18.6.02, nach BBC PF, 

19.6.02; Kyodo, 19.6.02, nach BBC 

PF, 20.6.02; WSJ, 18.6.02) -kg-

Innenpolitik

8 Jahrestag der Niederschla

gung der Protestbewegung 

von 1989

Am 4. Juni jährte sich die Niederschla

gung der Protestbewegung im Som

mer 1989, bei der in Beijing und ande

ren chinesischen Städten mindestens 

mehrere hundert Studenten ihr Leben 

verloren hatten, zum 13. Mal. Wäh

rend in Hongkong wie in den Vorjah

ren am Abend dieses Jahrestags ei

ne Kerzenwache zum Gedenken an die 

Opfer abgehalten wurde, wurden vom 

Festland keine größeren Gedenkaktio

nen bekannt. An neuralgischen Orten 

wie etwa dem Universitätsbezirk in 

Beijing, von dem 1989 die Protestak

tionen in der Hauptstadt ausgegangen 

waren, war erneut ein großes Sicher

heitsaufgebot bestellt worden.

Der Jahrestag fiel diesmal zeitlich 

mit der Austragung des ersten Spiels 

Chinas in der Vorrunde der Fußball- 

Weltmeisterschaft zusammen. In Süd

korea trat die chinesische Mannschaft, 

die sich nach 44 Jahren zum ersten 

Mal für die Teilnahme an einer Welt

meisterschaft qualifiziert hatte, am 

Nachmittag dieses Tages gegen Costa 

Rica an.

Einerseits befürchteten die Behörden, 

dass das sportliche Ereignis, das den 

chinesischen Nationalstolz empfind

lich berührte, Anlass für Massenun

ruhen mit unberechenbarer politischer 

Dynamik geben könnte. Insbesondere 

war man besorgt, dass es im Stadion 

in Gwangju selbst zu Protestaktionen 

kommen könnte, die dann für Millio

nen von Fernsehzuschauern in China 

sichtbar geworden wären. Angeblich 

hatten die südkoreanischen Behörden 

aber zugesagt, jegliche Protestaktio

nen zu unterbinden. Dennoch wurde 

die Übertragung des Spiels, das China 

mit 0:2 Toren verlor, an öffentlichen 

Plätzen in chinesischen Großstädten 

teilweise eingeschränkt. Andererseits 

bot das Spiel aus offizieller Sicht ein 

willkommenes Spektakel, um die öf

fentliche Aufmerksamkeit zu absorbie

ren und von der Erinnerung an den 4. 

Juni 1989 abzulenken.

Zum Jahrestag trat Zhang Liang an 

die Öffentlichkeit, der Kompilator der 

im Januar 2001 veröffentlichten Tian- 

anmen-Akte, die die Ereignisse des 

Frühjahrs und Sommers 1989 in zahl

reichen Einzeldokumenten nachzeich

net (vgl. C.a., 2001/1, Ü 11). In 

der chinesischsprachigen Presse Hong

kongs und im Rundfunk berichtete 

er von Untersuchungen, die die chi

nesischen Behörden innerhalb- und 

außerhalb Chinas veranlasst hätten, 

um aufzudecken, auf welchen Wegen 

die in der Buchpublikation veröffent

lichten parteiinternen Dokumente au

ßer Landes gebracht worden seien. 

Die Regierung habe eine Sonderein

heit unter der Leitung Luo Gans, 

des Chefs des Sicherheitsapparats, 

zur Untersuchung des Vorfalls gebil

det. Die Einheit habe in mindestens 

zehn Provinzen Razzien durchgeführt, 

um in Behördengebäuden und Privat

wohnungen nach Hinweisen auf die 

Entwendung klassifizierter Dokumen

te zu fahnden; auch seien zahlrei

che hohe Funktionäre telefonisch und 

physisch überwacht worden. Mindes

tens 23 Personen seien verhört bzw. 

unter Verfügungsarrest der lokalen 

Sicherheitsbehörden gestellt worden. 

Auch ins Ausland, insbesondere in die 

USA, nach Japan und Taiwan sowie 

nach Hongkong sollen in mindestens 

130 Fällen Agenten entsandt worden 

sein, um mögliche Verbindungen zu 

dem Kompilator des Buches Zhang 

Liang (Pseudonym) aufzudecken, des

sen Identität bisher nicht geklärt ist.

Fraglich ist, woher Zhang Liang die

se Informationen bezogen hat, die 

sich nicht unabhängig bestätigen las

sen. Dass aber die chinesischen Behör

den ein starkes Interesse daran haben 

dürften, den oder die Kompilatoren 


